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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 

1. Abgeordneter 
Klaus 
Harries 
(CDU/CSU) 

Ist der Bundesregierung der im Jahre 1993 in Pa-
ris durchgeführte Test, an dem Richter aus sieben 
EG-Nationen teilgenommen haben, um den Ab-
lauf von Strafrechtsfällen nach jeweiligem natio-
nalen Recht zu prüfen, bekannt? 

2. Abgeordneter 
Klaus 
Harries 
(CDU/CSU) 

Ist die Bundesregierung bereit, aus diesem Test 
insofern für das deutsche Strafverfahrensrecht 
Konsequenzen zu ziehen, da dieses sich als das 
umständlichste, zeitaufwendigste und personal-
intensivste erwiesen hat? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 

3. Abgeordneter 
Albrecht 
Müller 
(Pleisweiler) 
(SPD) 

Sind beim Gerätedepot der Log. B rigade 2 in Ger-
mersheim über die für den 30. September 1994 
geplante Umgliederung hinaus Veränderungen 
der Aufgabenbereiche und/oder des Beschäfti-
gungsstandes geplant, und welche Auswirkun-
gen hätte eine Veränderung des Beschäftigungs-
standes auf die Arbeitsplatzsituation in der Re-
gion? 

4. Abgeordneter 
Albrecht 
Müller 
(Pleisweiler) 
(SPD) 

Ist beabsichtigt, Aufgaben an Privatunternehmen 
zu vergeben, und wenn ja, welche? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 

5. Abgeordneter 
Klaus 
Lennartz 
(SPD) 

Wie beurteilt der Bundeskanzler die Bestrebun-
gen der Pflanzenschutzmittelindustrie und der 
Landwirtschaft, über die EG-Pflanzenschutzmit-
telzulassung den Pestizidgrenzwert der EG

-

Trinkwasserrichtlinie durch höhere Grenzwerte 
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zu ersetzen, um so das bei uns verbotene Atrazin 
und andere ins Grundwasser und Trinkwasser 
gelangende Pflanzenschutzmittel verkaufen und 
anwenden zu können, und wie wird der Bundes-
kanzler angesichts des andauernden Streits zwi-
schen Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten, Bundesministerium für 
Wirtschaft und Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit, Bundesmini-
sterium für Gesundheit seine Richtlinienkom-
petenz ausüben, um auf der Grundlage der Be-
schlüsse des Bundesrates und des Umwelt- und 
Gesundheitsausschusses des Deutschen Bundes-
tages im EU-Agrar-Ministerrat bei der Entschei-
dung über die Zulassungskriterien für Pflanzen-
schutzmittel im Sinne eines vorsorgenden Trink-
wasser- und Gewässerschutzes für die Beibe-
haltung des EG-Trinkwassergrenzwertes von 
0,1 Mikrogramm Pestizide pro Liter einzutreten? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr 

6. Abgeordneter 
Horst 
Kubatschka 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung unter dem 
Eindruck des „Jahrhunderthochwassers" an 
Rhein, Mosel, Donau und Saar die Kanalisie-
rungspläne der Donau zwischen Straubing und 
Vilshofen, und wie verträgt sich der geplante gi-
gantische Donauausbau mit dem jetzt auch von 
der Bundesregierung erkannten Kausalzusam-
menhang, daß „Abertausende kleine — der neue 
Bebauungsplan, die kleine Bachbegradigung —, 
aber auch große Eingriffe in die Natur am Hoch-
wasser mitverantwortlich gewesen" seien (dpa/ 
ap-Meldung vom 2. Januar 1994)? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 

7. Abgeordneter 
Hans 
Wallow 
(SPD) 

Wie beurteilt der Bundesminister für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung, Carl-
Dieter Spranger, im Hinblick darauf, daß er die 
Abrüstung zum Kriterium für die Vergabe von 
Entwicklungshilfemitteln gemacht hat, die For-
derungen, den deutschen Waffenexport zu libe-
ralisieren? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 

8. Abgeordneter 
Georg 
Gallus 
(F.D.P.) 

Kann die Bundesregierung Zahlen darüber nen-
nen, welche Ausmaße das organisierte Ver-
brechen in der Bundesrepublik Deutschland bis 
heute erreicht hat? 

9. Abgeordneter 
Georg 
Gallus 
(F.D.P.) 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Scha-
den, welcher das organisierte Verbrechen der 
deutschen Volkswirtschaft jährlich zufügt? 

10. Abgeordneter 
Jürgen 
Augustinowitz 
(CDU/CSU) 

Wie ist der aktuelle Stand der Ermittlungen des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz bezüglich 
der Verfassungsmäßigkeit der PDS? 

11. Abgeordneter 
Jürgen 
Koppelin 
(F.D.P.) 

Was wurde durch die Bundesregierung veran-
laßt, um den bei der Bundesregierung vorliegen-
den „mehreren Hinweisen" nachzugehen, wo-
nach sich der ehemalige schleswig-holsteinische 
Ministerpräsident Dr. Uwe Barschel vor seinem 
Tod in Genf mit mehreren Personen getroffen 
haben soll? 

12. Abgeordneter 
Jürgen 
Koppelin 
(F.D.P.) 

Hat sich die Bundesregierung um Erkenntnisse 
darüber bemüht, ob Behauptungen zutreffen, 
wonach der ehemalige schleswig-holsteinische 
Ministerpräsident Dr. Uwe Barschel Beziehungen 
zu Waffengeschäften und Kontakt zu Waffen-
händlern hatte? 

13. Abgeordneter 
Ludwig 
Stiegler 
(SPD) 

Wie ist der Stand der Verhandlungen mit der 
Tschechischen Republik über den Bau und die 
gemeinsame Nutzung von Grenzübergängen 
entlang der tschechisch-bayerischen Grenze, 
und bis wann wird zum Beispiel Klarheit über die 
Zukunft der Grenzübergänge Waldsassen und 
Bärnau erwartet? 

14. Abgeordneter 
Gerhard 
Reddemann 
(CDU/CSU) 

Gibt es unmittelbare oder mittelbare Financiers, 
von denen die sogenannte Liberaldemokratische 
Partei Rußlands Wahlhilfe erhalten hat? 



Drucksache 12/6538 	Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 

15. Abgeordneter 
Gerhard 
Reddemann 
(CDU/CSU) 

Können Gelder aus deutschen Kassen über die in 
den Niederlanden registrierte Firma eines russi-
schen Staatsbürgers an die sogenannten Liberal-
demokraten Rußlands gezahlt worden sein, und 
ist es denkbar, daß hierbei eine parteinahe Stif-
tung unter Verwendung von Bundesmitteln be-
hilflich war? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtscha ft  

16. Abgeordneter 
Gernot 
Erler 
(SPD) 

Zugunsten welcher Länder sind in den Jahren 
1990, 1991, 1992 und 1993 von der Bundesregie-
rung Hermes-Bürgschaften, die sich auf die Liefe-
rung von militärischen Gütern beziehen, über-
nommen worden, und welchen Wert hatten diese 
Bürgschaften im einzelnen? 

17. Abgeordneter 
Gernot 
Erler 
(SPD) 

Nach welchen Kriterien wurden und werden An-
träge auf Hermes-Bürgschaften für Lieferungen 
von Waffen und militärischen Gütern geprüft, 
und welche Rolle spielt bei der Vergabe die Men-
schenrechtssituation in dem Empfängerland? 

18. Abgeordneter 
Norbert 
Gansel 
(SPD) 

Welche Überlegungen gibt es in der Bundesre-
gierung für eine Änderung des Kriegswaffenkon-
troll- und des Außenwirtschaftsrechts, und wel-
che Rüstungsexportpolitik verfolgt die Bundesre-
gierung in den internationalen Gremien, insbe-
sondere in der Europäischen Union? 

19. Abgeordneter 
Norbert 
Gansel 
(SPD) 

Wie ist die Nuklearexportpolitik gegenüber dem 
Iran, und ist der Bundesregierung der Artikel in 
der New York Times vom 29. Dezember 1993 
über die „Israeli-German-Czech connection" 
bekannt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung 

20. Abgeordnete 
Dr. Else 
Ackermann 
(CDU/CSU) 

Um wieviel würde sich die Altersversorgung von 
Lehrern in der ehemaligen DDR erhöhen bei 
Anerkennung von Sozialversicherungsrente und 
Zusatzversorgung (um je ein Beispiel aus der 
höchsten und aus der niedrigsten Gehaltsklasse 
wird gebeten), die mit der allgemeinen Begrün-
dung „ungerechtfertigte Leistungen sind abzu-
schaffen, überhöhte Leistungen abzubauen, eine 
Besserstellung gegenüber vergleichbaren An-
sprüchen und Anwartschaften aus anderen 
öffentlichen Versorgungssystemen darf nicht 
erfolgen" (Wilmarstadt, Das neue Rentenrecht, 
S. 223) gänzlich abgeschafft wurde, im Vergleich 
zum Gehalt und zur Pension (Gesamtvergütung) 
der Lehrer in den alten Bundesländern? 

21. Abgeordnete 
Dr. Else 
Ackermann 
(CDU/CSU) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß die Bürger im Beitrittsgebiet bis mindestens 
etwa zum Jahre 2025 das Alterseinkommen ver-
gleichbarer Alt-Bundesbürger nicht erreichen 
können, weil die Zusatz- und Sonderversor-
gungssysteme aus der DDR (2. Säule der Alters-
sicherung) liquidiert wurden und eine 3. Säule in 
der DDR gar nicht existierte, obgleich den Bür-
gern im Beitrittsgebiet eine schrittweise Anglei-
chung ihres Einkommens an das Einkommen der 
Bürger in den alten Bundesländern aus Bestand-
teilen der drei sogenannten „Säulen" zusammen-
setzt, während das Alterseinkommen der Bürger 
aus dem Beitrittsgebiet ausschließlich darauf 
beschränkt ist, was die eine Säule (gesetzliche 
Rentenversicherung) hergibt? 

22. Abgeordneter 
Claus 
Jäger 
(CDU/CSU) 

Wann gedenkt die Bundesregierung in Beach-
tung der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichts, einen Gesetzentwurf vorzulegen, 
mit dem versucht wird, die Benachteiligung in der 
Rentenversicherung bei Familienmüttern, die 
wegen Erziehung mehrerer Kinder nicht 
außerhäuslich erwerbstätig sein konnten oder 
können, gegenüber anderen Frauen endlich zu 
beseitigen? 

23. Abgeordnete 
Antje-Marie 
Steen 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wie viele Steuerkarten aufgrund der Hin-
terlegungspflicht bei den Arbeitsämtern abgege-
ben wurden, welche Auswirkungen diese Hinter-
legungspflicht auf die Verhinderung der soge-
nannten Schwarzarbeit hat? 
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24. Abgeordnete 
Antje-Marie 
Steen 
(SPD) 

Kann die Bundesregierung Auskunft über die 
Kosten geben, die durch die Hinterlegungspflicht 
der Lohnsteuerkarten bei den Arbeitsämtern 
durch erhöhten Verwaltungsaufwand, wie An-
nahme, Ablage, Zurücksendung der Steuerkar-
ten, sowie für Portokosten bei der Rücksendung 
entstehen, und welche Erwartung setzt die Bun-
desregierung in diese Regelung? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 

25. Abgeordnete 
Marion 
Caspers-Merk 
(SPD) 

Wann wird die Bundesregierung, wie schon öfters 
angekündigt, durch Rechtsverordnung eine 
Rücknahmepflicht für Altpapier und Altautos ein-
führen? 

26. Abgeordnete 
Jutta 
Müller 
(Völklingen) 
(SPD) 

Wann wird die Bundesregierung, wie schon oft 
angekündigt, durch Rechtsverordnung eine 
Rücknahmepflicht für gebrauchte Batterien und 
schadstoffhaltige Verpackungen einführen? 

27. Abgeordneter 
Horst 
Kubatschka 
(SPD) 

Wann wird die Bundesregierung, wie schon öfters 
angekündigt, durch Rechtsverordnung eine 
Rücknahmepflicht für Elektronikschrott einfüh-
ren, und wann ist mit dem Erlaß der sogenannten 
Mehrwegverordnung zu rechnen? 

28. Abgeordneter 
Ludwig 
Stiegler 
(SPD) 

Wie ist der Stand der Vorbereitungen der Altauto-
verordnung, und bis wann ist mit der Verabschie-
dung der bereits für 1993 angekündigten Verord-
nung zum Autoschrottrecycling zu rechnen? 

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 

29. Abgeordneter 
Heinrich 
Lummer 
(CDU/CSU) 

Für welchen Pegelstand war der Hochwasser-
schutz der sog. „Schürmannbauten" bei Beginn 
des sog. „Jahrhunderthochwassers" vom Dezem-
ber 1993 ausgelegt, und in welchem Verhältnis 
stand dieser Wert zur Höhe eines unter Baustati-
kern branchenüblichen Hochwasserschutzes? 
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30. Abgeordneter 
Heinrich 
Lummer 
(CDU/CSU) 

Ist es zutreffend, daß angesichts der Überschrei-
tung des Hochwasserschutzes durch den Pegel-
stand des Rheins eine Entscheidung zur Flutung 
des Bauwerks getroffen werden mußte und dies 
nur durch Einreißen des eigentlichen Hochwas-
serschutzes möglich war? 

31. Abgeordneter 
Dr. Ilja 
Seifert 
(PDS/Linke Liste) 

Entsprechen die im Dezember 1993 erfolgten 
umfangreichen Wohnungsprivatisierungen an 
Dritte, zum Beispiel der Verkauf von über 2 967 
Wohnungen in der Berliner Karl-Marx-Allee an 
die Deutsche Pfandkreditbank, der Intention des 
Altschuldenhilfe-Gesetzes, nach der es um den 
Verkauf von Wohnungen in Ostdeutschland an 
die derzeitigen Nutzer geht? 

32. Abgeordneter 
Dr. Ilja 
Seifert 
(PDS/Linke Liste) 

Was tut die Bundesregierung, um erfolgte Woh-
nungsverkäufe in Ostdeutschland an Dritte 
— ohne Mieterinnen und Mietern den Vorrang 
einzuräumen — zu stoppen bzw. rückgängig zu 
machen? 

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amtes 

33. Abgeordnete 
Heidemarie 
Wieczorek-Zeul 
(SPD) 

Plant die Bundesregierung im Rahmen der Ge-
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP) die Frage der Rüstungsexportkontrolle in 
den Rang einer „Gemeinsamen Aktion" der Eu-
ropäischen Union zu erheben, bzw. ist ein derarti-
ges Verfahren in der Europäischen Union ge-
plant? 

34. Abgeordnete 
Heidemarie 
Wieczorek-Zeul 
(SPD) 

Wann sollte gegebenenfalls die Entscheidung 
über die Frage, ob eine Gemeinsame Aktion ver-
wirklicht wird, im Rat getroffen werden? 

35. Abgeordneter 
Ortwin 
Lowack 
(fraktionslos) 

Hat die Bundesregierung das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts zum Maastricht-Vertrag vom 
12. Oktober 1993 zusammen mit der Ratifika-
tionsurkunde hinterlegt, und welche rechtlichen 
Konsequenzen ergeben sich nach Auffassung der 
Bundesregierung aus dieser gemeinsamen Hin-
terlegung? 
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36. Abgeordneter 
Jürgen 
Augustinowitz 
(CDU/CSU) 

Welche sicherheits- und verteidigungspoliti-
schen Konsequenzen zieht die Bundesregierung 
aus der Ankündigung des russischen Verteidi-
gungsministers, die russischen Streitkräfte nicht 
auf 1,5 Millionen Soldaten abzurüsten? 

37. Abgeordneter 
Dr. Klaus 
Kübler 
(SPD) 

Wie beurteilt die Bundesregierung die soziale 
und wirtschaftliche Situation der indigenen Völ-
ker Mexikos (der Indianer Mexikos), und worin 
sieht sie die Ursachen für den „Aufstand" der 
Indianer? 

38. Abgeordneter 
Dr. Klaus 
Kübler 
(SPD) 

Welche Möglichkeiten wird die Bundesregierung 
ergreifen, um die Vollstreckung des Todesurteils 
eines iranischen Gerichts gegen den Deutschen 
Helmut Szimkus wegen angeblicher Spionage-
tätigkeit zugunsten des Irak zu verhindern, und 
wird sie auf seine Freilassung hinwirken? 

39. Abgeordneter 
Hans 
Wallow 
(SPD) 

In welcher Form wird die Bundesregierung die 
Initiativen der Vereinigten Staaten von Amerika 
bei den Vereinten Nationen und gegenüber den 
44 Ländern, in denen Minen produziert werden, 
unterstützen, um ein weltweites Morato rium von 
drei bis vier Jahren für den Export, Verkauf und 
Transfer von Landminen durchzusetzen? 

Bonn, den 7. Januar 1994 






